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In ihrem Essay A Room of One’s Own formuliert Virginia Woolf 1929 zwei Mindest-
anforderungen, die erfüllt sein müssen, damit eine Frau* selbstbestimmt am ge-
sellschaftlichen Leben teilnehmen kann:1 finanzielle Absicherung und ein eigenes 
Zimmer.2 In Bezug auf das Zimmer bleibt offen, ob Woolf ein gemietetes Zimmer, 
ein Zimmer im Eigenheim oder in der Eigentumswohnung im Sinn hatte. Genau 
diese Frage ist aber für viele Menschen hoch relevant. Die gegenwärtig weit ver-
breitete Erfahrung von Wohnunsicherheit durch Kurzzeit-Mietverträge sowie durch 
Wohnkosten-Steigerungen in deutschen Städten zeugt von einer Wohnungskrise 
im Rahmen von Urbanisierungs- und Finanzialisierungsprozessen – und im Be-
sonderen von einer Krise des bezahlbaren Miet-Wohnens.3 Diese ist das Ergebnis 
politischer Maßnahmen, die das Akquirieren von Privateigentum – privat wie global 
finanzialisiert – unterstützen und zugleich Mieter:innenschutz aktiv reduzieren.4 
Bestehende Wohneigentumsverhältnisse und entsprechende Eigentumsrechte ver-
stärken Unrechtsverhältnisse zwischen Mieter:innen und Eigentümer:innen. In 
Virginia Woolfs feministisch grundierter Forderung nach einem eigenen Zimmer 
steckt nicht zuletzt die Frage nach den Eigentumsverhältnissen hinsichtlich dieses 
Zimmers. Wir sehen hierin eine vielversprechende Idee des ‹Eigenen›, auf die wir 
gegen Ende unserer Ausführungen eingehen werden.

Über Wohnen, Gender und Klasse zu schreiben, bedeutet, über Ungleichheiten zu 
schreiben. Wir konzentrieren uns dabei zunächst (und wenn nicht anders markiert) 
auf Vermögensungleichheiten auf dem deutschen Immobilienmarkt. Geht es um 
Immobilienvermögen, dann geht es um Zahlen und das Erzählen sowie Darstellen 
von Zahlen, die empörend und zugleich schwer vorzustellen sind. Denn was be-
deutet es, wenn das reichste Prozent der deutschen Bevölkerung rund 35 Prozent 
des gesamten Vermögens besitzt, während ungefähr jede:r Fünfte kein Vermögen 
besitzt oder sogar verschuldet ist?5 Was bedeutet es, dass in Deutschland das Im-
mobilienvermögen der reichsten zehn Prozent mehr als 450.000 Euro pro Person, 
für die ärmsten 50 Prozent hingegen kaum 10.000 Euro beträgt?6 Wie leben über 
21 Prozent der deutschen Bevölkerung, die nach Abzug der Wohnkosten ein Ein-
kommen von weniger als 60 Prozent des Medians zur Verfügung hat und somit 
als arm gilt?7 Und wie ist es angesichts dieser prekären Lage zu erklären, dass die 
Miet- und Immobilienpreiserhöhungen Eigentümer:innen innerhalb von zehn Jah-
ren um etwa drei Billionen Euro reicher gemacht haben?8 Nicht zuletzt stellen wir 
uns als Planerinnen die Frage: Wie wirkt sich dieses Rendite-Versprechen auf die 
architektonische Gestaltung des in diesem Kontext geschaffenen Wohnraums aus?

Gabu Heindl / Nina Manz
Klasse Eigentumswohnung
Vermögensungleichheiten in der kritischen Wohnraumforschung
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Wir betrachten die Erhebung und Darstellung statistischer Datensätze aus einer 
kritischen Perspektive und fragen etwa, wie binäre Geschlechterkategorien diese 
durchziehen und ob queere Lebensweisen oder intersektionale Aspekte, wie Mig-
ration und Klasse, in ihnen ausreichend berücksichtigt werden. Neben Daten von 
öffentlichen und staatlichen Behörden entstehen vermehrt Daten aus Netzwerken 
von profitorientierten Akteur:innen wie Finanzierungsvermittler:innen, Banken 
und Eigentumsgesellschaften,9 deren Einfluss auf unsere Interpretation von Eigen-
tums- und Vermögensdaten kritisch zu analysieren ist. Durch die Privatisierung 
von Wissensbeständen werden privilegierte Wohn- und Eigentumsverhältnisse 
reproduziert, während prekarisierte Gruppen- und Klassenzugehörigkeiten ver-
deckt bleiben. Der Fokus unserer Betrachtung liegt darauf zu ergründen, wie solche 
Faktoren die Wohneigentumsstrukturen prägen und welche Ungleichheiten sichtbar 
werden – oder unsichtbar bleiben. In diesem Beitrag möchten wir der Bedeutung 
jener Daten über Vermögen und Immobilieneigentum für konkrete Lebens- und 
Wohnrealitäten nachgehen sowie danach fragen, ob sie sich in eine intersektionale 
Erzählung eines Zimmers für sich allein einbetten lassen. 

Einkünfte durch Vermietung
Großes Vermögen beruht heute zu einem beträchtlichen Teil auf Immobilieneigen-
tum.10 Wenn wir bedenken, dass durch das Eigentum an Wohnraum höhere Ein-
künfte erzielt werden können als durch Arbeit, wird die Relevanz von Immobilien-
eigentum bei der Generierung von Vermögen deutlich.11 Der Autor und Jurist Nick 
Bano beschreibt in seinem Buch Against Landlords ebendieses Verhältnis zwischen 
dem Einkommen aus Kapital und dem aus Arbeit:

First, there is the rental profit […]. Second, the tenant is paying off the landlord’s debt by 
gradually buying the landlord’s asset for them. And, third, under the conditions that have 
prevailed over the last forty years, the property is gaining an astonishing amount of value.12 

Eine nicht für den Eigenbedarf erworbene Wohnung schafft für Vermieter:innen also 
einerseits regelmäßige Einkünfte über Mietzahlungen – und diese Mieten können 
aufgrund des geringen Mieter:innenschutzes kontinuierlich und auch stark erhöht 
werden, was die Armutsgefährdung von immer mehr Menschen erhöht, die auf 
diese Mietwohnungen angewiesen sind.13 Andererseits kann auch die Werterhöhung 
einer Immobilie als Vermögenskomponente deutlich mehr ökonomische Rendite 
einbringen als das Einkommen aus eigener Arbeit. Insbesondere durch Bodenpreis-
steigerungen wird der Immobilienwert erhöht, indem Faktoren wie potenzielle 
Weiterverkaufspreise und damit einhergehende hohe Gewinnerwartungen den 
Immobilienwert auf dem Papier steigen lassen, ohne dass zwangsläufig realwirt-
schaftliche Werte geschaffen werden. Bei dieser ökonomischen Rendite besteht 
also eine erhöhte Abhängigkeit von spekulativen Mechanismen. Hierbei spielt die 
Grundrente eine maßgebliche Rolle: Sie ist das zu erwartende Einkommen, das über 
die Vermietung hergestellt werden kann und fällt den Eigentümer:innen zu.14 Neil 
Smith verweist mit dem Rent-Gap-Modell auf den ökonomischen Zusammenhang 
zwischen Grundrente und Gentrifizierungsprozessen, wonach die Lücke zwischen 
bisher realisierten und den potentiell möglichen Erträgen darüber entscheidet, ob 
eine Veränderung aktueller Mietsituationen wie zum Beispiel eine Umwandlung von 
Miet- in Eigentumswohnungen oder Luxus-Sanierungen von Eigentümer:innen um-
gesetzt werden.15 In urbanen Ballungsräumen sind die Mieten im letzten Jahrzehnt 
dort am drastischsten erhöht worden, wo einkommensschwache Personen leben.16 
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Uns interessiert hier vor allem diese Verbindung einer Vermögenssteigerung durch 
Immobilienerwerb mit der verstärkten Prekarisierung von Mieter:innen.

Deutschland ist im europäischen Vergleich ein Mieter:innenland: Über die Hälfte 
der Bevölkerung mietet eine Wohnung. Überhöhte Mieten und Immobilienpreise sowie 
die zunehmende Bedeutung privater Vermögensvorsorge bei stagnierenden oder so-
gar sinkenden Löhnen der unteren Einkommensgruppen verstärken die ökonomische 
Benachteiligung einkommensschwacher, verschuldeter und vermögensloser Arbei-
ter:innen beziehungsweise Mieter:innen.17 Zugleich konnten sich im Boom des deut-
schen Immobilienmarkts Immobilieneigentümer:innen auf Kosten von Mieter:innen 
bereichern. Auf Seite der Eigentümer:innen bilden Privatpersonen und Gemein-
schaften von Wohnungseigentümer:innen mit insgesamt rund 63 Prozent die größte 
Gruppe an Vermieter:innen von Mietwohnungen in Deutschland, gefolgt von privat-
wirtschaftlichen Wohnungsunternehmen (wie Vonovia) mit rund 14 Prozent; erst 
danach finden sich kommunale oder genossenschaftliche Wohnungsanbieter:innen.18 
Als Gegenüber der Mieter:innen sehen wir also eine Klasse von Vermieter:innen: 
Sie halten Eigentumsrechte jenseits der Selbstnutzung. Diese Klasse umfasst private 
Eigentümer:innen wie auch profitorientierte Wohnungsunternehmen. Diese Ver-
mieter:innen sollen nicht auf individueller Ebene moralisierend betrachtet werden, 
denn es gibt auch nicht-profit-orientierte Wohnungsvermieter:innen ebenso wie es 
im Feld der Einkommensgenerierung Arbeitskontexte gibt, die durch Ausbeutung 
geprägt sind. Dass selbst erarbeitetes und gespartes Einkommen am ehesten als legi
time Grundlage für Vermögen charakterisiert wird,19 lässt sich kritisch diskutieren. 
In der Planung spielt der Begriff der ‹leistungslosen Gewinne› eine wichtige Rolle. 
Diese Gewinne beziehen sich auf die Wertsteigerungen des Bodenpreises, die durch 
öffentliche Investitionen in Infrastruktur oder Umwidmungen entstehen. Wenn die 
öffentliche Hand in den Nahverkehr investiert, Schulen oder Gemeinschaftszentren 
baut oder Ackerland in Bauland umwidmet, dann wird der Wert des Bodens erhöht. 
Dabei zahlt die Allgemeinheit, nicht die privaten Eigentümergesellschaften, welche 
ohne eigenes Zutun von den öffentlichen Investitionen und Wertsteigerungen pro-
fitieren.20 Die Unterscheidung zwischen earned income (aus Arbeit) und unearned 
income (aus Kapitalerträgen) hilft in unserem Kontext des Wohnens, zunehmende 
strukturelle Ungleichheit und ihre Auswirkungen auf aktuelle urbane Entwicklungen 
in Hinblick auf die Kommodifizierung von Wohnraum zu verstehen. 

Mieten im Existenzminimum 
Das durch Deregulierungs- und Kommodifizierungsprozesse politisch geschaffene 
Machtgefälle zwischen profitorientierten Vermieter:innen und einkommensschwa-
chen Mieter:innen zwingt letztere einmal mehr in engere räumliche Verhältnisse.21 
Diese Kommodifizierungsprozesse zeigen sich in den letzten Jahrzehnten in Deutsch-
land unter anderem entlang der Abschaffung der gesetzlich verankerten Wohnungs
gemeinnützigkeit, der Privatisierung öffentlicher Wohnungsbestände und des 
Ausverkaufs öffentlicher Liegenschaften, einer stetigen Reduktion kommunaler 
Wohnungsbestände und dem Auslauf von Belegungs- und Preisbindungen bei so-
zial geförderten Wohnraum.22 Wohnbauunternehmen ebenso wie Akteur:innen im 
Planungskontext sehen als alternativloses Ergebnis steigender Mietkosten das Woh-
nen in Kleinstwohnungen, ähnlich wie dies in der Diskussion um die ‹Wohnung für das 
Existenzminimum› als Antwort auf die Wohnungskrise zu Beginn des 20. Jahrhunderts 
formuliert wurde.23 Einkommens- und Vermögensfragen übersetzen sich dabei direkt 
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in Grundriss- und Raumfragen der architektonischen Praxis. Hier zeigt sich eine 
interessante Verbindung zu einer historischen Studie der Architektin Margarete 
Schütte-Lihotzky im Kontext der Auseinandersetzung mit der Planung von Wohnun-
gen für das Existenzminimum während der Weimarer Republik. Schütte-Lihotzky 
war zunächst im Roten Wien, dann als Kollegin von Ernst May im Neuen Frankfurt, 
später in Moskau tätig. In ihrer Studie zur Wohnung für die berufstätige Frau von 
1928 zeichnet sie unterschiedliche Wohnungstypen und ordnet sie unterschiedlichen 
Berufsgruppen zu: die Arbeiterin im kleinen Zimmer und geteilter Küche, die höhere 
Beamtin hingegen in einer Wohnung mit eigener Küche, Badezimmer und Terrasse. 
Einkommensunterschiede bestimmen hierbei ungeachtet des an sich emanzipato-
rischen Anspruchs der Studie die Größe, Qualität und Ausstattung der Wohnung. 24 
1928 lag die Mietkostenbelastung für Arbeiterinnen bei circa 20 Prozent des Ein-
kommens, für Akademikerinnen bei circa 13 Prozent. 2023 hingegen liegt der Anteil 
der Wohnkosten am verfügbaren Einkommen für alleinstehende Frauen* deut-
lich höher, nämlich bei knapp 40 Prozent, für armutsgefährdete alleinstehende 
Frauen* bei knapp 60 Prozent.25 Weil ein solcher erhöhter Wohnkostenanteil allein
erziehende Frauen* bis heute dazu zwingen kann, auf ihr eigenes Zimmer ver-
zichten zu müssen, finden sich auch aktuell Wohnbauplanungen, die konkret auf 
diese Situation reagieren, indem sie etwa gezielt Schlafnischen in die Wohnzimmer 
von Wohnungsgrundrissen einplanen.26 Über drei Viertel der Alleinerziehenden, 
vorranging Frauen*, leben zur Miete. Während die durchschnittliche Wohnfläche pro 
Person über 56 Quadratmeter beträgt, sind es für die Gruppe der Alleinerziehenden 
nur 34 Quadratmeter pro Person.27 Ein Jahrhundert nach Woolfs Forderung zeigt 
sich die Verschränkung der Dimensionen Geschlecht und Einkommen mit dem 
reduzierten Zugang zu Wohnraum beziehungsweise zu einem eigenen Zimmer 
ebenso wie mit der Unmöglichkeit zum Vermögensaufbau. Mehr noch: Sie bringt die 
Betroffenen effektiv auch in immer größere Abhängigkeit und wachsende Armut – 
als Effekt unter dem Schlagwort housing poor bekannt. 

Gender, race and class: Kritik des Gender Wealth Gap 
Die (Re-)Produktion von Vermögensungleichheiten findet vorrangig im Diskurs der 
Ungleichheits- und Reichtumsforschung Beachtung und der Gender Wealth Gap wird 
zumeist quantitativ untersucht.28 Wir erweitern den Blick auf den Zusammenhang 
von Wohneigentum und Vermögen aus Perspektive der kritischen Wohnraumfor-
schung. Mit dem Anschluss an feministische Ansätze der 1970er Jahre sowie den 
Ansatz der Intersektionalität geht es uns darum, neben Klasse auch Geschlecht und 
Herkunft als Faktoren bei der Entstehung respektive Herstellung von Vermögens-
ungleichheiten und von ungleichen Möglichkeiten mitzuberücksichtigen – wobei die 
ungleichen Möglichkeiten strukturell aus der Ungleichheit infolge der Privatisierung 
von Wohnraum resultieren, besonders wenn in diese als profitorientierte Anlage 
investiert wird. Auf Seite der Mieter:innen allerdings ist die Bezahlbarkeit von 
Wohnraum eine wichtige Grundvoraussetzung für ein selbstbestimmtes Leben ohne 
Existenzängste. Ein solches Leben wird durch strukturelle Entrechtung, die zum 
Beispiel mit Wohnungslosigkeit oder dem Erhalt von Bürgergeld einhergeht konkret 
verunmöglicht: Kein Zugang zu einer Meldeadresse oder einem Konto, Reiseverbot, 
Ausschluss von bestimmtem Wohnraum. Unser Fokus auf Unterschiede zwischen 
privilegierten und marginalisierten Gruppen ermöglicht eine radikaldemokratische 
Perspektive im Kontext der Wissensproduktion zu Stadt und Ökonomie.29
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Ungleiches Vermögen beruht auf Ungleichheiten bei Einkommen, Eigentum und 

Erbschaft im Lebensverlauf und über Generationen hinweg.30 Statistische Daten 
erfassen meist aber nur das Nettovermögen, also die Summe von Finanzvermögen 
(z. B. Aktien, Bausparverträge) und Realvermögen (z. B. Immobilien, Betriebsvermö-
gen) minus Schulden (z. B. Hypotheken). Zudem beziehen sie sich in der Regel auf 
Haushalte, die das Statistische Bundesamt definiert «als jede zusammen-wohnende 
und eine wirtschaftliche Einheit bildende Personengemeinschaft sowie Personen, 
die allein wohnen und wirtschaften».31 Diesem engen Verständnis einer solchen 
Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft, das vor allem auf kleinfamilienförmige Bin-
dungen verweist, stehen jedoch vielfältige Formen des gemeinsamen Wirtschaftens 
entgegen. Personen, die ohne familiäre Beziehungen zusammenwohnen, werden als 
separate Haushalte betrachtet. Zudem finden Wohnformen, die weder der Kategorie 
‹Familie› noch der Kategorie ‹Single› zugeordnet werden können, keine statistische 
Berücksichtigung. 

Zusammenwohnen, zusammen wirtschaften – die Wohnung ist der Ort der Re-
produktionsarbeit, die immer noch vorrangig von Frauen* geleistet wird. Oder wie 
Silvia Federici das Manifest Wages against Housework 1975 einleitet: «They say it is 
love. We say it is unwaged work.»32 Die Soziologinnen Céline Bessière und Sibylle 
Gollac beschreiben 2023 in ihrem Buch The Gender of Capital: «Remnants of pat-
riarchal and familial ideology, the categories ‹household› and ‹tax family› prevent 
us from seeing the gender wealth gap – like a fig leaf covering the disquieting fact 
that women are poorer than men.»33 

Kurz gefasst ist bestehendes Vermögen als Faktor zur weiteren Vermögensbil-
dung deutlich relevanter als Einkommen; deshalb nehmen wir neben dem Gender 
Pay Gap besonders den Gender Wealth Gap in den Blick. Das öffentlich geförderte 
Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) betreibt mit dem Sozioökonomi-
schen Panel eine Langzeitstudie mit Wiederholungsbefragungen und schafft damit 
Datensätze, die differenzierte Aufschlüsse zur Vermögensverteilung auch innerhalb 
eines Haushalts liefern – allerdings beschränkt auf binäre Geschlechterkonstella-
tionen. Der aktuelle durchschnittliche Gender Wealth Gap von rund 45.000 Euro 
bei Renteneintritt bedeutet, dass Frauen* über ein rund 30 Prozent niedrigeres 
Vermögen verfügen als Männer*.34 Das geringere Vermögen von Frauen* ist haupt-
sächlich zurückzuführen auf ein geringeres Einkommen im Lebensverlauf, auf dis-
kontinuierliche Erwerbsverläufe, unbezahlte Reproduktionsarbeit und Tätigkeiten 
in Berufen, die keine Vermögensbildung ermöglichen. Immobilienvermögen findet 
sich vorrangig bei Unternehmer:innen, Vertreter:innen technischer Berufe oder 
Manager:innen, also bei den Angehörigen männlich dominierter Berufsgruppen.35 
Nichtbezahlte reproduktive Arbeit im Haushalt und für die Familie wird besonders 
tragend in Scheidungen: So behalten nach einer Trennung Männer* weitaus häufiger 
das Eigentum an der gemeinsamen Wohnung36 und auch in Mietverhältnissen läuft 
der Vertrag meist auf den Mann* .37 

Die binär angelegten Datensätze zum Gender Wealth Gap sind auch nicht mit 
weiteren Dimensionen wie Herkunft und Klasse verschränkt. Der angloamerikani-
sche Diskurs um ungleiche Vermögensverteilungen legt zunehmend den Fokus auf 
ethnische Zuordnungen, auf den sogenannten Racial Wealth Gap.38 Laut den Daten 
zum Migrant Wealth Gap in Deutschland belaufen sich die Vermögen von Haushalten 
mit Migrationsgeschichte, deren Mitglieder aus einkommensschwachen Herkunfts-
ländern stammen, durchschnittlich auf weniger als ein Drittel des Vermögens von 
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Haushalten ohne Migrationsgeschichte.39 Dies bedeutet ein durchschnittliches Netto-
vermögen von 70.000 Euro für einen Haushalt mit Migrationsgeschichte in der ersten 
Generation im Vergleich zu einem Haushalt ohne Migrationsgeschichte mit rund 
220.000 Euro.40 Eine intersektionale Verschränkung der unterschiedlichen Wealth-
Gap-Analysen würde die besondere Prekarität der Wohnsituation migrantischer 
Frauen* aufzeigen. Alleinstehende Frauen* mit niedrigem Vermögen sind häufiger 
Mieter:innen mit hoher Mietbelastung auf einem Wohnungsmarkt, der trotz recht-
lichem Schutz von rassistischer Diskriminierung durchzogen ist.41

Eigentumsförderung als öffentliche Unterstützung struktureller Ungleichheit
Georges Teyssot ist in seinem Buch Die Krankheit des Domizils der Agenda konservati-
ver, eigenheim-orientierter Wohnpolitik zwischen 1800 und 1930 nachgegangen und 
hat dabei auch eine Verbindung zwischen der Verschuldung durch Eigentum und 
der damit einhergehenden politisch forcierten Sesshaftigkeit und Abhängigkeit von 
Wohneigentümer:innen hergestellt.42 Paradoxerweise ist eine mehr oder weniger 
verschuldende Bindung an Eigentum dabei mit dem Versprechen von Freiheit ge-
koppelt.43 Auch eine Klasse von potenziellen Wohneigentümer:innen in Deutschland 
erhofft sich unter den gegenwärtigen Unsicherheitsverhältnissen durch den Erwerb 
von Eigentum Freiheit und Sicherheit, insbesondere durch das Eigenheim bezie-
hungsweise im urbanen Raum durch die Eigentumswohnung – und ihr Erwerb 
wird durch Förderprogramme finanziell unterstützt und zugleich als persönliche 
Vorsorgenotwendigkeit instituiert.

Dabei sind die Kosten für die Herstellung und den Erwerb von Wohnraum unter 
anderem wegen der Boden-44 und Baupreissteigerungen sehr hoch.45 Der ‹Traum 
vom eigenen Heim› wird weiterhin aktiv subventioniert – die Öffentlichkeit lässt 
sich das einiges kosten: Die geschätzten Kosten für die Steuerzahler:innen beliefen 
sich in der Summe der Programme ‹Baukindergeld› und der vorangegangenen 
‹Eigenheimzulage› auf rund 148,5 Milliarden Euro von 1995 bis 2020. Mit den beiden 
genannten Programmen wurden etwa 5 Millionen vormalige Mieter:innenhaushalte 
beim Erwerb von Wohneigentum bezuschusst. Die Eigenheimzulage war «eine der 
teuersten Subventionen in der Geschichte der Bundesrepublik».46 Solche Programme 
reproduzieren die biopolitische Vorstellung von Kleinfamilien besonders in Sied-
lungsformen außerhalb der Städte; nicht-kleinfamiliäre Formen des Zusammen-
lebens sind darin nicht abgebildet.

Getragen durch die Eigentumsideologie und das mit Teyssot eingeführte proble-
matische Freiheitversprechen, das nur für wenige gilt, soll die erweiterte Akkumu-
lation von Wohneigentum ein wichtiger Baustein individueller Vermögensvorsorge 
sein: als Anlage und Absicherung angesichts eines unsicheren Rentensystems.47 Wo 
Wohneigentum über den eigenen Bedarf hinweg vorhanden ist oder angeschafft 
werden kann, profitieren diejenigen, die Wohnraum vermieten können, auf Kosten 
der Mieter:innen (abhängig vom jeweiligen Mieter:innenschutz, der wie vieler-
orts in Deutschland derzeit sehr schwach ausgeprägt ist). Die Vermietenden pro-
fitieren neben der Miete, der Kredittilgung und der Werterhöhung der Immobilie 
von einem vierten Faktor – den staatlichen Subventionen. Flankiert werden die 
von Bano genannten privat-profitsteigernden Faktoren noch durch die eigentums-
fördernde und marktorientierte Wohnungspolitik, die nicht nur von Mieter:in zu 
Vermieter:in, sondern darüber hinaus auch von öffentlichem Vermögen zu Privat-
kapital umverteilt. Der Staat unterstützt zum Beispiel über Wohngeld gering oder 
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nicht vermögende Mieter:innen darin, Mieten, die für sie zu hoch sind, überhaupt 
bezahlen zu können – also darin, überhaupt Mieter:innen sein zu können.48 Die 
Ausgaben für Wohngeld zur Unterstützung der Miete sowie Aufwendungen für 
Unterkunft und Heizung auch für Wohneigentümer:innen betrugen 2021 insgesamt 
18,5 Milliarden Euro.49 Dabei aber werden diejenigen, die am wenigsten haben, 
weiter diskriminiert: Wohngeld wird einkommens- und mietabhängig gezahlt, viele 
Haushalte, die Anspruch haben, erhalten es aber nicht – aufgrund ihres Bezugs von 
anderen sozialen Transferleistungen.50 Zudem entlastet das Wohngeld kaum: Die 
Mietbelastung bleibt oft bei über 40 Prozent des Einkommens und verfehlt damit 
die von Andrej Holm, Stephan Junker und Kevin Neitzel als noch leistbar bestätigte 
Grenze von 30 Prozent.51 Einpersonenhaushalte haben nach dem Erhalt von Wohn-
geld maximal 556 Euro zum Leben, was knapp über dem Grundsicherungsniveau 
liegt. Also verfehlen die Zahlungen nicht nur eine Verbesserung der Wohnsituation, 
die öffentlichen Ausgaben fließen vielmehr direkt als «Wohngeldzahlungen […] über 
die Mietzahlungen an die Vermieterinnen und Vermieter und haben letztendlich 
den Charakter einer Wirtschaftsförderung ohne soziale Gegenleistung».52 

Wer mietet von wem?
The simple fact that underpins the bitterness we feel about our housing situation is that 
the more disadvantaged […] [are] transferring wealth to the better-off. Renters prop up 
house prices, as each month they justify the speculative value of housing assets by paying 
an ever-increasing amount to rentiers. Whiter, older people in wealthier areas benefit at 
the cost of everyone else.53

Mit diesen Worten fasst Bano in Against Landlords die wachsende Ungleichheit auf-
grund von Wohneigentum prägnant zusammen. Ungleicher Immobilienbesitz als 
Kern aktueller Klassengegensätze – darauf zielt auch die Soziologin Nora Waitkus 
in ihrem Artikel Ungleicher Besitz. Perspektiven einer klassensoziologischen Unter-
suchung von Vermögen ab. Nachdem die Immobilienpreise in den vergangenen Jahr-
zehnten deutlich stärker gestiegen sind als die Einkommen, bilden sich laut Waitkus 
drei Besitzklassen – nämlich Kapitalist:innen / Investor:innen, Eigenheimbesitzer:in-
nen und Mieter:innen – ab. Diese Definition dient ihr dazu, «die Stratifizierung der 
Vermögen auf der Grundlage eines einfachen Modells von drei Besitzklassen zu 
beschreiben, die vor allem auf der Grundlage des Eigentums bzw. Nicht-Eigentums 
an Immobilien gebildet wurden».54 In der Besitzklasse der Kapitalist:innen finden 
sich vor allem Männer*, sind Millionäre laut Carsten Schröder und Kolleg:innen in 
Deutschland doch zu fast 70 Prozent männlich, außerdem je älter, desto reicher, 
meist gut ausgebildet, Westdeutsche und eher ohne Migrationsgeschichte.55 

Wenn nun rund ein Drittel aller Haushalte in Deutschland von privaten Ver-
mieter:innen mietet, lassen sich einige Gefällestrukturen darstellen, beginnend mit 
einem Altersgefälle. Die Eigentümer:innen dieser Wohnungen sind im Durchschnitt 
61 Jahre alt, ein Viertel ist älter als 74 Jahre.56 Die Chance auf Wohneigentum steigt 
mit einer festen Partnerschaft, einem größeren Haushalt, höherer Bildung, während 
eine Migrationsgeschichte in der Regel negativ mit dem Besitz von Wohneigentum 
korreliert.57 Rund ein Viertel der Haushalte mit Migrationsgeschichte besitzen Wohn-
immobilien, bei Haushalten, in der die jüngere(n) Generation(en) keine Migrations-
geschichte aufweisen, sind es doppelt so viele.58 Ein Finanzierungsvermittler gab 2021 
eine Pressemitteilung zu Genderunterschieden im Immobilienerwerb heraus. Dem-
nach kaufen sich Männer* im Schnitt nahezu doppelt so häufig eine eigene Wohnung 
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wie Frauen*. Drei Viertel dieser Frauen* wiederum sind Selbstnutzer:innen, ein 
Viertel kauft auch oder nur zur Vermietung als Kapitalanlage. Unter den Männern* 
finden sich mit rund 30 Prozent mehr Kapitalanleger.59 Fast alle, nämlich 93 Prozent, 
der reichsten Haushalte in Deutschland sind auch Immobilieneigentümer:innen. 
Dies gilt im Gegenteil dazu lediglich für 2 Prozent der vermögensschwachen Haus-
halte.60 Damit zeichnet sich ein gar nicht so überraschendes Bild des durchschnitt-
lichen deutschen Vermieters ab: Er ist eher männlich, alt, weiß – und reich. Wie alle 
gesellschaftlichen Zustände unterliegt auch die hier genannte Ungleichheit einer 
prozesshaften Dynamik, die durch die genannten gegenwärtigen strukturellen Be-
dingungen von Immobilieneigentum zuwächst.61 

Das Eigene im Kollektiven
Im Artikel 25 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte ist das Recht auf 
angemessenes Wohnen festgelegt. Wohnen ist ein menschliches Grundbedürfnis, 
wird allerdings – bis auf einen kleinen kommunalen Wohnversorgungssektor – nicht 
als öffentliche beziehungsweise soziale Infrastruktur verstanden,62 wie dies etwa 
mit der Infrastruktur zur Wasserversorgung der Fall ist. Die Kommodifizierbarkeit 
von Wohnraum ist ein zentraler Parameter der Vermögensbildung, was soziale und 
ökonomische Unterschiede verstärkt. Mieter:innen übernehmen in Form der un-
reguliert hohen Mieten nicht nur die laufenden Kosten, sondern tragen damit auch 
zum Erhalt des Eigentums wie auch zum Vermögenszuwachs der Eigentümer:innen 
bei. Gender / Migrant / Class Wealth Gaps zeigen jeweils, dass Geschlecht, Migrations-
geschichten und niedrige Einkommen sowie das Fehlen von Vermögen strukturell 
den Zugang zu sicheren Wohnverhältnissen beeinträchtigen. Mehr noch: Die aktuell 
immer noch zunehmende und auch politisch motivierte Privatisierung von öffent-
lichem Wohnraum und die damit einhergehende Überführung der Wohnungen in 
die Marktlogik verschärft die Wohnungskrise. Und diese trifft, wie oben dargestellt, 
nicht alle im gleichen Ausmaß, sondern diejenigen stärker, die schon von Ungleich-
heitsverhältnissen durch gender, race und class betroffen sind – ein Umstand der 
besonders eindrücklich bei bell hooks nachzulesen ist.63

Die Spannungen, die sich durch Aneignung und Erhaltung von Vermögen und da-
mit von Macht ergeben, sind in Eigentumsverhältnisse eingebettet, die eine gesamte 
soziale Ordnung ins Spiel bringen.64 Im Kontext kritischer Eigentumsforschung 
analysiert, ist das Eigentumsverhältnis von Grund und Boden, welcher nicht persön-
liches Eigentum, also nicht zur eigenen Nutzung bestimmt ist, sondern als profit-
orientiertes Privateigentum der Einkunftsgenerierung und Vermögenssteigerung 
dient, zugleich Resultat von Gewalt und gewaltsam.65 John Locke gilt als Begründer 
der Legitimation des modernen Eigentums und dessen Philosophie als Ausgangs-
punkt der Ideengeschichte konservativer bürgerlicher Ökonomie.66 Die Brutalität 
von Einhegung und Parzellierung in Europa sowie der kolonialen Landnahmen, 
musste philosophisch und politisch gerechtfertigt werden. Locke argumentiert, dass 
der Boden von Gott an alle gegeben wurde, zum rechtmäßigen Grundeigentümer 
würde derjenige, der die eigene Arbeitskraft mit der Erde vermischt.67 Dem liegt die 
Vorstellung zugrunde, dass der grundlegende Besitz des Menschen dessen Körper 
ist, der für die Arbeit benutzt werden kann. Durch ‹natürlich gegebene› Rechte wird 
das Produkt der Arbeit – in diesem Fall der Boden – zu Eigentum als Erweiterung 
von Freiheit und sozialem Status.68 Eigentum ist nicht die Beziehung zwischen Woh-
nungseigentümer:in und Wohnung, sondern der Wohnungseigentümer:in zum Rest 
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der Welt.69 Durch das exklusive Verfügungsrecht darf die Eigentümer:in mit einer 
Wohnung «nach Belieben verfahren und andere von jeder Einwirkung ausschlie-
ßen».70 Eva von Redecker interpretiert diese Gesetzesgrundlage kritisch: «Modernes 
Eigentum berechtigt den Besitzer nicht nur zu Kontrolle und Gebrauch, sondern auch 
zu Missbrauch und Zerstörung desselben».71 Der liberale Gedanke verknüpft Eigentum 
mit Freiheit, als freie Gewalt, als exklusives und absolutes Verfügungsrecht. Wie sehr 
dieses Verfügungsrecht von öffentlicher Seite unterstützt wird, wurde dargelegt. Aber 
auch die Verfügbarkeit wird unterstützt, etwa durch Kaufoptionen von öffentlich 
geförderten Wohnungen. Über die Akkumulation von (Wohn-)Eigentum – sei es durch 
Eigenheim oder durch Wohneigentum als Kapitalanlage, wird Menschen Freiheit 
und Sicherheit versprochen.72 Diejenigen, die die Zugangskriterien erfüllen, werden 
zudem beim Kauf einer Immobilie durch Förderprogramme finanziell unterstützt. 

Die Tür hinter sich schließen zu können, ein Zimmer für sich allein gestalten und 
nutzen zu können und sich dabei des Zimmers – auch ohne dessen Eigentümerin zu  
sein – sicher zu sein, dafür braucht es allerdings keinen Kaufvertrag. Denn Wohn
sicherheit kann auch in unterschiedlichen kollektiven Eigentumsstrukturen ver
wirklicht werden; sie entsteht durch bezahlbare Mieten, gestärkten Mieter:innen
schutz und kann durch (neue) solidarische Modelle des kollektiven Eigentums 
gestärkt werden.

Mit welchen Modellen könnte also den oben genannten Dimensionen von Privat
eigentum im Wohnen entgegnet werden? An diesem Punkt wollen wir verstärkt die 
sozioökonomischen Bedingungen in Hinblick auf ein eigenes Zimmer (one’s room) in 
den Blick nehmen und uns somit einmal mehr dem Eigenen (own) zuwenden: Dieses 
Eigene definieren wir in unserem Wohnforschungszusammenhang als Nutzungsrecht – 
im Gegensatz zu Privateigentum als Verfügungsrecht. Verstärkter Mieter:innenschutz 
könnte jedenfalls für eine gewisse Reduktion des Abhängigkeitsverhältnisses sorgen. 
Vor allem aber sehen wir ein großes Potenzial in der Stärkung von kollektiv verwalteten 
Wohnräumen – das umfasst zunächst öffentlichen und genossenschaftlichen Wohn
raum, solange er nicht profitorientiert angelegt ist und Mitsprachestrukturen bein
haltet. Wiewohl in öffentlichen und kollektiven Zusammenhängen diskriminie
rende und ausbeuterische Mietverhältnisse nicht ausgeschlossen werden können,  
sind mitgestaltende Teilhabe als Genossenschafter:in oder die breite Auseinander
setzung um die gemeinnützige Aufgabe von öffentlichem Wohnraum zumindest 
demokratisch verhandelbar. Für eine potenziell vergesellschaftete Verwaltung großer 
Wohnbestände von Immobilienkonzernen wurde von Berliner Forscher:innen zuletzt 
zur Verwaltung von Wohngemeineigentum die Organisationsform einer Anstalt 
des öffentlichen Rechts (AöR) vorgeschlagen: also eine möglichst gleichberechtigte 
Teilhabe an der Sachverwaltung von Wohnraum durch Stadtgesellschaft, Mieter:innen,  
Beschäftigte und Senat.73 

Das Eigene und Eigentum wandelt sich im Verständnis, wenn wir es im Sinne 
Hannah Arendts als ‹eigentümlich› verstehen. Arendt sieht darin etwas Notwendiges, 
ein Recht, jedoch nicht Besitz oder Reichtum.74 Unser Interesse gilt also dem Nutzen 
und nicht dem Besitzen von Wohnraum und somit kollektiven Eigentumsformen, 
die durch unbefristete Nutzungs- und Mietverträge Sicherheit, Dauerhaftigkeit 
und Bezahlbarkeit garantieren. Nicht zuletzt geht es darum, wie Mietmodelle 
in kollektivem Vermögen gegen den Gender Wealth Gap aktiv werden können: 
wie sie produktiv werden in Hinblick auf eine Aufhebung von intersektionalen 
Ungleichheiten von Wohn-Chancen, frei vom Zwang, privates Vermögen überhaupt 
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aufbauen zu müssen. Historisch haben kommunale Wohnbauprojekte (wie das Rote 
Wien und das Neue Frankfurt) ebenso wie die Genossenschaftsbewegung Alter
nativen zur privaten Wohnbauwirtschaft entwickelt. Bereits genannt wurde die 
Bewegung in Berlin und anderen deutschen Städten, globale Wohnbaukonzerne 
mit über 3000 Wohnungen zu vergesellschaften und als AöR, also als Einrichtung 
kommunaler Daseinsvorsorge zu organisieren. Einen Ausblick auf das Potenzial radi-
kaldemokratischer Projektentwicklungsprozesse geben etwa Projekte wie das Miets-
häuser Syndikat: Wichtig ist diesen selbstinitiierten und eigenverwalteten Projekten, 
dass Teilnahme ohne Eigenkapital möglich ist und das Eigentum der Immobilien 
als Teil einer Syndikatsstruktur kollektiviert wird, während das Nutzungsrecht der 
Wohn- und Arbeitsräume durch unbefristete Verträge und durch bezahlbare Mieten 
bei den Bewohner:innen liegt. Darüber hinaus dient ein expliziter Prozentsatz der 
Mieten als Solidarbeitrag für die strukturelle Unterstützung weiterer Wohnbaupro-
jekte, die sich im Rahmen dieses solidarischen Ökonomieverständnisses formieren. 
Das Mietshäuser Syndikat in Deutschland handelt nach dem Prinzip «Die Häuser 
denen, die drin wohnen», ohne aber dass ein:e Einzelne dabei Eigentümer:in ist.75 

Immobilieneigentum kann sich privat, gemeinschaftlich, öffentlich, kollektiv, 
staatlich, kommunal oder selbstorganisiert ausformen. Kritische Diskurse können 
den Blick darauf verändern, was Eigentum und dessen Konzentration bei Wenigen 
bedeutet. Ein gerechteres Verhältnis wäre eines, das es denjenigen, die am wenigsten 
begünstigt sind, auch ermöglicht, in den Genuss höchstmöglicher Wohnbedingungen 
zu kommen. Soziale Bewegungen, die ein Recht auf Stadt einfordern, können die 
Forderungen nach Mieter:innenrechten, radikaldemokratischer Teilhabe und einem 
Abbau von Vermögensungleichheiten verknüpfen. Wird das Privateigentum aktuell 
vorrangig naturalisiert und geschützt, muss in Zukunft auch verstärkt ein Fokus auf 
den Verpflichtungen der Eigentümer:innen zugunsten der Mieter:innen liegen: «Eigen-
tum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit dienen».76
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